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Vorwort

Seit der letzten Auflage haben sich die haushaltswirtschaftlichen Rahmenbedingungen
für die kommunale Haushaltswirtschaft in Deutschland deutlich verändert. Die
Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/2009 konnte zwar vergleichsweise rasch über-
wunden werden; sie hat aber die Volatilität der Volkswirtschaft ins öffentliche Bewusst-
sein dringen lassen. Die Geldpolitik namentlich der Europäischen Zentralbank hat für
eine beispiellos lange Niedrigzinsphase gesorgt, die alle öffentlichen Haushalte entlastet
hat. Die Vorsorge gegenüber Zinsschwankungen ist dadurch zeitweise in den Hinter-
grund getreten, sollte aber nicht in Vergessenheit geraten. Mit Sorge beobachten da-
neben vor allem größere Kommunen, dass sich Kreditinstitute aus dem Kommunal-
kreditgeschäft zurückziehen. Das gibt Anlass, neue Formen der Fremdfinanzierung zu
erproben.

Der rasante Anstieg der Liquiditätskredite hat – trotz hoher Steuereinnahmen ab 2010 –
nicht nachgelassen. Mit rd. 50 Mrd. Euro wurden Ende 2015 laufende Zahlungen der
Kommunen aus Krediten bestritten. Dabei ist dies kein flächendeckendes Problem; die
z.T. dramatischen Haushaltsprobleme im kommunalen Sektor konzentrieren sich auf
einige Länder, genauer: auf einige Regionen. Als Lösung haben daher mehrere Länder
langfristige Programme zur Entschuldung der besonders belasteten Kommunen ent-
wickelt. Auf der anderen Seite haben neben Bund und Ländern nun auch einzelne Kom-
munen Schuldenbremsen beschlossen, die eine Selbstbindung der Kommunalpolitik
zum Ziel haben.

Die Steuerung kommunaler Unternehmen hat einen größeren Stellenwert erhalten.
Das dokumentieren u.a. die Public Corporate Governance Kodizes einer Reihe von
Kommunen. Die Insolvenzfähigkeit der Unternehmen macht ein fundiertes Risiko-
management notwendig, das auch für den Kernhaushalt in Betracht zu ziehen ist. Im
Verhältnis zu den Unternehmen sind vor allem die Regeln des Europäischen Beihilfe-
rechts zu beachten. Urteile der Finanzgerichtsbarkeit zur Umsatzsteuerpflicht der inter-
kommunalen Zusammenarbeit haben den Gesetzgeber veranlasst, die Stellung der
Kommune als Steuerschuldnerin zu präzisieren.

Die Doppik ist inzwischen in fast allen Kommunen Alltag, auch wenn einige Länder
noch ein Wahlrecht mit der Kameralistik einräumen. Insofern wird auch nicht mehr
vom „neuen“ sondern nur noch vom doppischen Haushaltsrecht gesprochen. Bezüge
zur Kameralistik werden nur an wenigen Stellen hergestellt, wenn dies das Verständnis
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erleichtert. Die Vielfalt der Begrifflichkeiten sowie Abweichungen in Einzelvorschriften
des doppischen Haushaltsrechts sind indes geblieben. Die Hoffnung auf eine Harmo-
nisierung des kommunalen Haushaltsrechts hat sich nicht erfüllt. Ob eine europäische
Lösung (EPSAS) hierzu erneut Anstösse geben kann, muss offen bleiben. Ebenfalls un-
erledigt ist die Grundsteuerreform, die nun schon seit Jahrzehnten in der Diskussion
ist. Im Übrigen wurde der Text aktualisiert und überarbeitet.

Wie in der Vorauflage wird allgemein der Begriff „Kommune“ verwendet, sofern nicht
der Sachverhalt selbst eine Differenzierung zwischen Gemeinden und Kreisen fordert.
Ebenso wird zumeist die männliche Sprachform der besseren Lesbarkeit halber benutzt;
sie schließt selbstverständlich die weibliche Form ein. Bei den Länderbeispielen wird
vornehmlich auf Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz zurückgegriffen. Eine Dar-
stellung aller Länderregelungen hätte den Rahmen dieser kurzen Einführung gesprengt.

Wie stets beruht ein Buch auf den Erfahrungen in Gesprächen und Diskussionen mit
Anderen. An erster Stelle sind die Kolleginnen und Kollegen Finanzdezernenten des
Deutschen Städtetages und des Deutschen Städte- und Gemeindebundes zu nennen.
Hervorzuheben sind auch die Gremien, Konferenzen und Arbeitsgruppen der Kom-
munalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt). Viele aktuelle Pro-
bleme haben in der Enquête-Kommission 16/1 „Kommunale Finanzen“ des Landtages
Rheinland-Pfalz ihren Niederschlag gefunden. Im Arbeitskreis 1.1 der Arbeitsgemein-
schaft für Wirtschaftliche Verwaltung (AWV) sind insbesondere Probleme des Rech-
nungswesens erörtert worden. Darüber hinaus verdankt der Autor wiederum viele
praktische Anregungen den Arbeitskreisen des Städtetages Rheinland-Pfalz. Schließlich
haben die Studierenden der Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaften
Speyer mit ihren Fragen und Diskussionsbeiträgen Anlass gegeben, manche scheinbare
Selbstverständlichkeit neu zu überdenken.

Für alle Fehler und Ungenauigkeiten bleibt der Verfasser selbstverständlich allein ver-
antwortlich.

Mainz, im Frühjahr 2016 Gunnar Schwarting
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